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Pilotprojekt– Identifikation und Betreuung besonders 

vulnerabler Personen 

 

Situationsbeschreibung und Zielsetzung 

Die Bundesregierung hat beschlossen ukrainische Vertriebene, die nach der Temporary 
Protection Richtlinie der EU einen vorübergehenden Schutz in Österreich in Anspruch 
nehmen, im Rahmen der Grundversorgung zu betreuen. 

Durch die direkte Aufnahme von Ukraine-Vertriebenen in die Grundversorgung der Länder 
(die Aufnahme erfolgt nur teilweise und nicht zwingend über die Erstaufnahmestellen des 
Bundes), entfällt der übliche „Medical Check“ der Erstaufnahme in der Grundversorgung. 
Unter den Ukraine-Vertriebenen gibt es viele besonders vulnerable Personen. Über 
humanitäre Aufnahmeprogramme werden zusätzlich vulnerable Personen aus 
Nachbarländern der Ukraine nach Österreich gebracht, die in Bundeseinrichtungen 
erstversorgt werden. Die Suche nach für diese Personen geeigneten Plätzen in L-GVS 
gestaltet sich schwierig. 

 

Derzeitiges System unzureichend: 

Das derzeitige System der Bedarfsabdeckung von Menschen mit erhöhten Betreuungsbedarf 
in der Grundversorgung ist unzureichend. Das Problem wird sich auch angesichts der (zu 
erwartenden) Anzahl von Menschen mit hohem Betreuungsbedarf weiter steigern. 

Im derzeitigen Grundversorgungssystem fällt der erhöhte Betreuungsbedarf häufig erst in 
der Landesgrundversorgung auf. Dann erst wird ein Prozess zur Feststellung des 
Betreuungsbedarfs von der Landesgrundversorgungsstelle in Gang gesetzt – in jedem 
Bundesland erfolgt die Feststellung anders. Die Plätze mit erhöhtem Betreuungsbedarf sind 
kontingentiert. Es gibt einen Kostenhöchstsatz von 44 Euro für Tagsätze (Beschluss Bund- 
Länder-Koordinationsrat) und einen monatlichen Höchstsatz von 2.480 Sonderunterbringung 
für pflegebedürftige Personen. 

Der Tagsatz für Grundversorgungseinrichtungen ist oft viel zu niedrig, um bei höherem 
Betreuungsbedarf eine adäquate Versorgung zu gewährleisten. Auch der Monatssatz vermag 
eine Unterbringung in einer stationären Pflegeeinrichtung nicht zu decken. 

Laut Information der Länder ist die gängige Praxis, dass im Bedarfsfall über die 
Grundversorgungsmittel hinausgehend Leistungen zur Verfügung gestellt werden, die dann 
aus Landesmitteln finanziert werden. Dies erfolgt in den Bundesländern unterschiedlich und 
reicht von Sondergenehmigungen, über spezielle Förderrichtlinien für Menschen mit 
Behinderungen in der Flüchtlingshilfe bis hin zur Nachsicht von den Voraussetzungen für den 
Bezug aus Chancengleichheitsgesetzen (Teilhabegesetzen etc.). In der Praxis sind diese 
Prozesse vielfach nicht transparent und zugänglich. Auch die fehlenden Daten sind aus Sicht 
einer Interessensvertretung problematisch. 

 

Wie könnte ein Modell aussehen, das dem Bedarf gerecht wird? 

Ein Pilotprojekt zur Sicherstellung einer adäquaten und menschenwürdigen Betreuung von 
Menschen mit erhöhtem Betreuungsbedarf sollte zwei ineinander verzahnte Module 
aufweisen: 
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Modul 1: Hier sollte in einer gemeinsamen, österreichweiten Clearingstelle der 
Betreuungsbedarf festgestellt werden und eine (verbindliche) Empfehlung zur weiteren 
Unterbringung und Betreuung abgegeben werden. 

Modul 2: Hier sollte die entsprechende Betreuungsstruktur bereitgestellt werden. Die 
Grundversorgung sollte hier die entsprechende Basisversorgung (insbesondere die 
Bereitstellung des Wohnraums) abdecken. Betreuungs- und Therapiemaßnahmen, die über 
die Grundversorgung hinausgehen, sollen aus dem „Regelsystem“ bereitgestellt werden.  

 

Finanzierung Pilotprojekt: 

Könnte über ein AMIF (Asylfonds EU-Kommission) erfolgen. Bund sollte in diesem Fall selbst 
der Antragsteller sein und selbst abwickeln.  

 

Modul 1:  

Gemeinsame Bund-Länder Clearingstelle  
Zur Feststellung des Betreuungsbedarfes besonders vulnerabler Personen soll eine 
gemeinsame zentrale Clearingstelle für Bundes- und Landesgrundversorgung mit 
Außenstandorten in den Bundesländern eingerichtet werden. Diese soll mit einem 
multiprofessionellen Expert:innen-Team besetzt sein. (Expert:innen für Pflege, Menschen 
mit Behinderungen, psychische Erkrankungen, chronische Krankheiten usw.) Für besonders 
vulnerable Personen, die aus gesundheitlichen Gründen nicht in der Clearingstelle 
erscheinen können, sollte die Feststellung des Betreuungsbedarfs über mobile Teams 
erfolgen. Anleihen können an bereits bestehenden Prozessen und Strukturen der Länder zur 
Bedarfsklärung und Leistungszuweisung (z.B. im Bereich Menschen mit Behinderungen) 
genommen werden. 

 

Aufgaben der Clearingstelle: 

Identifikation- und Betreuungsbedarf-Feststellung:   

• Feststellung des Betreuungsbedarfs durch Fachpersonal1: 

Grundlage des Clearings ist ein dolmetsch-gestütztes ausführliches und vertrauliches 
Anamnesegespräch.  

• Die Feststellung erfolgt durch multiprofessionelles Personal. (Verbindliche Bereitstellung 
von Dolmetsch, Gebärdendolmetsch bei Bedarf.) 

• Die (Erst-)Einschätzung des Betreuungsbedarfs sollte auch in Abwesenheit der 
vulnerablen Person stattfinden können, 

o weil die Person noch nicht in Österreich ist. 
o weil ein Erscheinen bei der Clearingstelle aus gesundheitlichen Gründen nicht 

zumutbar erscheint und eine Feststellung durch mobile Teams nicht möglich ist. 

 
1 Sollte in Anlehnung an die österreichischen Pflegestufen sowie die Leistungen für Menschen mit 
Behinderungen erfolgen und kann eine erste Momentaufnahme sein. Hier braucht es nach einigen Wochen 
eine Evaluation. Psychische Erkrankungen und psychosoziale Behinderungen (z.B. bipolar) und 
Entwicklungsstörungen (z.B. Autismus-Spektrum) mit nicht-vorhersehbarem Bedarf, sind schubförmig 
verlaufende Erkrankungen. Hier muss es eine spätere Überprüfung der Betreuungsbedarfsfeststellung 
ermöglicht werden.  
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In diesen Fällen sollte die Feststellung über die Einsichtnahme in Befunde, 
Befragung von Begleitpersonen oder Betreuungspersonal erfolgen können. 

•  Den Abschluss des Clearings bildet die Empfehlung einer bestimmten Betreuungsform, 
entsprechend dem festgestellten Betreuungsbedarf und der notwendigen 
Betreuungsintensität. Die Empfehlung der Anamnese sollte für die aufnehmende 
Betreuungseinrichtung verbindlich sein und nur aufgrund von fachlichen Grundlagen 
abgeändert werden können. (Änderung des Betreuungsbedarfes).  

 

Wer wäre zuweisende Stelle?   

Die Stelle musszugänglich für alle sein, die mit der Aufnahme von Geflüchteten in die 
Betreuung (Grundversorgung auf Bundes- und Landesebene) befasst sind.Die Stelle sollte 
aber keine frei zugängliche „Hotline“ sein. Die Kontaktbekanntgabe soll über BBU und 
zuständige Behörden erfolgen. 

 

Zielgruppe der Clearingstelle  

• Menschen, die noch nicht in Österreich sind (Anmelden von höherem 
Betreuungsbedarf)  

• Menschen, die bereits im Land sind und schon eine Diagnose bzw. Befunde haben (das 
muss auch zu einem späteren Zeitpunkt noch möglich sein. Gerade psychische 
Erkrankungen/Beschwerden äußern sich häufig zeitversetzt)  

• Menschen, die bereits im Land sind und noch keine Diagnose/Befunde haben  

• Landesregierungen, Behörden, NGOs usw., die Vertriebene aufnehmen  

• Quartiergeber:innen, Angehörige 

 

Wo soll die Stelle angesiedelt sein?    

• Die Stelle könnte eine Einrichtung der BBU sein und vom Bund-Länder 
Koordinationsrat eingerichtet werden. 
Ggf könnte die BBU erfahrene NGOs mit dieser Aufgabe beauftragen.  

An Standorten der BBU Grundversorgungsquartieren in den Bundesländern könnten 
Außenstellen errichtet werden. Die Stelle sollte aber als Zentralstelle agieren, um 
Einheitlichkeit zu gewährleisten2. 

 

Unabgesprochene Transporte 

Oft wird der Transport von Ukraine-Vertriebenen privat organisiert (Vereine, 
Organisationen, privaten Initiativen) – im Gegensatz zu den Evakuierungsflügen der 
Regierung  

Hier wäre es wichtig, dass die zentrale Clearingstelle über alle Ankünfte Bescheid weiß und 
den weiteren Informationsfluss sicherstellen kann.   

 
 

Modul 2:  
 

2 Evtl. Ausgestaltung analog zu Personen, die im Rahmen der Familienzusammenführung 
nach Österreich kommen: Erstuntersuchung erfolgt in den Einrichtungen der BBU 
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Betreuungsstruktur Bund und Länder 

 

Modul 2a: Tagsatzerhöhung und/oder Zukauf im bestehenden Grundversorgungssystem 

 

Tagsatzerhöhung für Grundversorgungsquartieren für erhöhten Betreuungsbedarf 

Die Grundversorgungsquartiere für erhöhten Betreuungsbedarf (Sonderbetreuung) sollten 
ausgebaut werden und die 44 Euro Kostenhöchstsatz pro Tag erhöht werden. Für den 
Tagsatz können (insbesondere, da nach der Inflationsanpassung des Normalsatzes auf 25 
Euro, die Differenz nur noch 19 Euro beträgt) nur wenige Angebote für die Zielgruppe 
ermöglicht werden. Eine Erhöhung des Tagsatzes ist notwendig. Selbst nach einer Erhöhung 
ist diese Wohnform nur für Personen mit leicht erhöhtem Betreuungsbedarf geeignet.  

 

Zukauf von Leistungen aus Regelsystem 

Die Grundversorgung sollte in der Betreuung von Menschen mit erhöhtem 
Betreuungsbedarf die Basisversorgung (insbesondere Bereitstellung des Wohnraums) 
bieten. Für besonders vulnerable Personen greifen die Leistungen aber zu kurz, darum muss 
es möglich sein, zusätzliche Betreuungs-, Pflege oder anderweitige Unterstützungsleistungen 
aus dem Regelsystem zuzukaufen. Eine Übersiedlung in den stationären Bereich3 sollte 
weitestgehend vermieden werden, da diese zur Trennung von An- und Zugehörigen führt 
und oftmals mit sozialer Isolation (aufgrund von Sprachbarrieren und/oder einer anderen 
Altersstruktur in den stationären Einrichtungen) verbunden ist. 

 

Modul 2b: Vorschläge für Adaptionen von Quartieren im Grundversorgungssystem für 
vulnerable Gruppen 

Wie oben erwähnt können in den Grundversorgungsquartieren oftmals nur Personen mit 
leicht erhöhtem Betreuungsbedarf versorgt werden. Bei höherem Betreuungsbedarf bleibt 
nur der Umzug in stationäre Einrichtungen. Neben dem Zukauf von Leistungen wäre deshalb 
auch die Errichtung von neuen Quartiersformen wichtig. NGOs bringen die nötigen 
Erfahrungen und Kompetenzen mit, um solche Quartiere zu betreiben und könnten vom 
Bund damit beauftragt werden.  

 

• Gemischte WGs: Es sollten betreute Wohnformen (idealerweise WGs) geschaffen 
werden in denen Menschen mit stark erhöhtem Betreuungsbedarf gemeinsam mit 
Familienangehörigen (oder Zugehörigen) wohnen können. Notwendige zusätzliche 
Betreuungsleistungen, Therapien, medizinische Versorgung sollten ambulant 
wahrgenommen werden können. NGOs könnten als Träger solcher Einrichtungen 
qualifiziertes Betreuungspersonal zur Verfügung stellen, welches für die notwendige 
Koordination der Termine und die logistische Abwicklung der ambulanten Termine 
sorgt. Die Kostentragung ist über Tagsätze aufgrund der unterschiedlichen Bedarfe sehr 
schwer abzubilden. Es sollte eine Abrechnung nach tatsächlichem Aufwand (= 
Echtkosten) erfolgen. 

 
3 Der Monats-Kostenhöchstsatz (GVG) von 2.480.- Euro aus der Grundversorgungs-
Vereinbarung (Art 15A) ist für diese Unterbringung meist nicht ausreichend. Hier wäre eine 
Kostenanpassung ebenfalls erforderlich. 
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• Intensivbetreuung: Für die jeweilige Zielgruppe geschaffene Wohnform, in der 
Menschen mit sehr hohem Betreuungsbedarf versorgt werden können. Eine ambulante 
Versorgung ist hier nur noch eingeschränkt möglich. Fachpersonal zur Pflege und 
Betreuung ist in der Einrichtung um 24/7 Betrieb anwesend. Idealerweise erfolgt auch 
hier eine gemeinsame Unterbringung mit An- oder Zugehörigen. (Je nach baulichen 
Gegebenheiten). Die Kostentragung ist über Tagsätze aufgrund der unterschiedlichen 
Bedarfe sehr schwer abzubilden. Es sollte eine Abrechnung nach tatsächlichem Aufwand 
erfolgen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dieses Konzept wurde von der Mag. Christoph Riedl, Anja Eberharter MSc, Mag.a Johanna 

Pisecky (Diakonie Österreich), Mag.a Anna Magdalena Bentajou und Dr. Daniel Pateisky 

(Österreichische Caritas Zentrale) unter Einbindung der Expert:innen  von Österreichischem 

Roten Kreuz, Arbeiter Samariterbund und Volkshilfe Österreich erstellt. 

 

 


